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 bei Verdingungen. - Wohn
 und Geschäftshaus in Sorau N,-L, Markt Nr.l0. KapcJlc in Losdlwitz bei Dresden. ­

Abstandsgelder bei Verdingungen.
U nter Bezugnahme auf den Aufsatz "AbstandsgeJdcr beiVerdingungen" in Nr. 21, Seite 123 der Ostd. Bauztg.
ging uns von dem Verbande der deutschen Tiefbauunter­
nehmer, E. V, in Beflin - Verbandsvorsitzender: [ngenJeur
Dr. M. Krause - eine AbhandJung zu, die eingehend den Pro­
zcß der Gebrüder tiaupt, welcher Veranlassung zu der er­
wähnten Rundverfügung des Minister der öffentlichen Arbeiten
(Ostd. BallZtg. 1909, Seite 32) gegeben hat, sO\vie auch das
Urteil im Prozesse der Breslauer Unternehmer behandelt, mit
dem Hinzufügen, daß dar nach das Reichsgericht nicht, wJe in
unserem Aufsatz angenommen wird, zur fruheren Recht­
sprechung zurückl<ehren will, was ja auch bei Bestehen der
Kartelle auf anderen Gebieten und bei den Arbeitnehmern nicht
folgerichtig wäre, sondern bewußt daran fcsthä!t, daß die Preis­
vereinbarung auch zwischen Unternehmern gestattet ist. Wenn
die Preise in wirklich angemessenen Grenzen festgesetzt werden,
und dazu wären die Unternehmer ehen zu erziehen, so ge­
schieht dies zu al!seitigem Nutzen. Wollten die Behörden nach
dem Grundsatz handeln, nur wirklich angemessene Gebote zu
berücksichtigen und, wie dies in unserem Aufsatz richtig ge­
fordert wird, davon Abstand nehmen, durch die unbeschränkte
Aufforderung zur unentgeltlichen Bearbeitung der Verdingungs­
Angebote dem Unternehmerstande die vielen und großen ver­
geblichen Kosten zu verursachen, so würde von selbst eine
Gesundung der Verhältnisse eintreten. Denn das Überein­
kommens.Verfahren, das heute die an sich widerstrebenden
einzel bestrebungen eint, ist nur aus der bittersten Not geboren,
weil di
 Ausschreibenden durch das heutige Unterbietungs­
wesen die Preise auf einen Stand gedrückt haben, der ehr­
lichen Verdienst bei der Ausführung nur noch selten zuläßt.
Die Aufforderung eines einzelnen Unternehmers durch die aus.
schreibende Behörde, wie unsererseits vorgeschlagen werde,
könne aber wiederum unter Umständen zu ungerechten Be­
vorzugungen fUhren.

Nach dem Grundsatze: "man höre auch den andern
Teil" geben wir hier vorstehcnde Ausführungen gern wieder,
ebenso wie auch die folgenden, die der erwähnten Abhandlung
von Dr. M. L. I\rause entnommen sind und die genannten
zwei Prozesse eingehend behandeln.

In dem Prozesse der Gebriidt;T Haupt waren von einer
Ausschreibenden mehrere Unternehmer zu einer sogenannten
engeren Submission aufgefordert worden, Wettbewerbs-Ange­
bote auf eine BauausfUhrung einzureichen Die Aufgeforderten
waren alsdann zusammengetreten, um die vernichtende Kon­
{mrrenz auszuschalten, die das schrankenlose Unterbietungsver
fahren im Gefolge hat. Die nicht mit dem Zuschlage Be­
dachten erhielten von der, durch die Teilnchmer der Preiser­
mittlungs-I\onkurrenz als AusfÜhrende in Aussicht genommenen
Firma eine Gewinnbeteiligung zugesichert. ferner verpflichte­
ten sich die auf das Mindestangebot verzichtenden firmen, ein
höheres Angebot einzureichen, als das als Mindestangebot fest­
gestellte betrug j dabei wurde Geheimhaltung der Preisverein­
barung und ihr Zustandekommen Dritten gegenüber, also aLlch
gegenüber der Ausschreibenden, zugesichert und beobachtet.

Nachdem dieser Fall dem Land- und dem Oberlandesge­
richt vorgelegen hatte, beschäftigte sich schließlich das Reichs­
gericht damit. Letzteres entschied im Jahre 1907 al1erdings
den Prozeß nicht endgültig, sondern verwies denselben zu er"
neuter Verhand1ung an die Vorinstanz, das Oberlandesgericht,

zurück. In die seiner Zurückweisung betreffenden Urteilsbegrlin­
dung spricht es dabei die Ansicht allS, daß ,-He Begleitum.
stände der Preisvereinbarung in diesem faHe sich als iIIoya!es
Verhalten der Unternehmerin gegenüber der A:.!sschreibenden
kennzeichnet.

Zu dieser Stel!ungsnahme können das höchste Gericht
vielleicht folgende Erwägungen geführt haben:

Es kann deshalb, weil hier die Ausschreibung von einer
Privatperson ausging, angenommen haben, d"ß es sich bei
dieser Verdingung nicht um den K"mpf zwischen 
wei wirt­
schaftlich starl<en Teilen wie z. 13. bei den Ausschreibungen
von Staats, und anderen Behörden zwischen diesen und den
Unternehmern, sondern zum mindesten um gleiche l\'lacht­
stellung der Beteiligten handelt Allerdings \-väre dann nicht
einzusehen, weshalb gerade eine Printperson berechtigt sein
soHte, die Preise aufs äusserste durch Veranlassung eines wil­
den Wettbewerbs zu drÜcken, ganz abgesehen davon, daß
diese Absicht noch nicht verpflichtet, darauf einzugehen. Denn
das heutige Verdingungswesen, das darauf abzielt oder es zum
mindesten erreicht, daß die Preise aufs ,1ußerste gedruckt werden
und daß sich die schlimmsten folgen für die geschädigten Er­
werbskreise daraus ergeben, ist eher eine Unsittlichkeit, als alle
Abwehrmaßregeln dagegen. M. E. ist außerdem jeder Aus­
schreibende, ob Privatperson oder Behörde, jedem Unterneh­
Iller in seiner Eigenschaft als einzelner Anbieter an sich über­
legen.

Dann könnte in Frage kommen, daß die Uberforderungen
des Mindestangebots durch das Los bestimmt wurden, so daß
man viel!eicht von eIner Schein konkurrenz sprechen könnte.
Gesteht man aber, wie Kamlller- und Reichsgericht dies in
einem anderen Prozesse getan haben, den Submittenten das
Recht der freien Preisvereinbarung im geheimen, der Fest­
setzung der Höhcrforderungcn gegenÜber de!!1 Mindestangebot,
sO\vie der Abgabe einer Gewinnbeteiligu1Ig, der Ausschreibenden
dagegen nur das Recht zu, die Angebote auf ihre Angemcssen­
heit zu prÜfen, ohne da.ß sie berechtigt ist, zu el fahren, \\.jc­
die Preise zustande gekommen sind, lmd gestattet ihr nltr,
wie dies auch richtig ist, nach ihrem freien Ermessen zu ent­
scheiden, ob und welches oder ob sie keins von a!1en Ange­
boten berücksichtigen will, so ist die Feststellung der Reihen­
folge der Angebote durch das Los nur von nebensÜchlicher
Bedeutung. Nur dkjenige firma I(önnte Nachteile haben, die
von der Ausschreibenden Juf diesen "Lospreis" etwa emgegen
ihrer höheren Preisberechnung oder ohne e1ne solebe seitens
der AusschreIbenden statt des auf die Ausfi.lhrL1ng vorbereiteten
Mindestfordernden zur Bauausführung angehaiten wÜrde, wozu
die Ausschreibende berechtigt lind dem jeder l\ngcbictcr statt­
zugeben verpflichtet ist. \Vill man von einer "Schädigung"
überhaupt reden, so liegt diese nicht im Losen, sündern in den
nicht aufs äußerste gedrÜckten Preisen. Auf solche hat aber
nach den eignen Ausführungen des Kammer- und Reichsge­
richtes kein Ausschreibender einen Anspruch.

Schließlich bleibt noch als letzter Stein des Anstoßes die
Erhöhung des Angebots derjenigen firma, die die Arbeit gern
ausführen wollte, also der Gebrüder Haupt, von 16-4 000 
Jt
auf J 79 000 At d. h. um rd. 9 1 /,! v. H.

Es ist möglich, daß gerade diese Erhöhung das Reichsge a
richt allein bestimmt hat, in se1nem Urteil UlovaJität im Ver­
halten der Unternehmcrin - VOI1 Betrug ode
 Unsittlichkeit
spricht das Gericht aHerdings nirgends zu erwähnen. Dann
wäre aber zu prüfen, ob dieser Zuschlag sich nicht rechtfcrti

(rortsctzr.mg Seite 1':>9.)
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D as hier dargestellte Gebäudewurde im Jahre 1905 er­
baut und im Herbst des gleichcn
Jahres in Benutzung genommen.

Das zugehörige Grundstück
ist 37,49 m tief, aber nur 9,14 m
breit und grenzt an zwei gieich­
laufende Straßen. Die Hauptseite
des Gebäudes liegt nach dem
Markte, die andere naeh der
Baderstraße. Hier durfte infolge
der geringen Straßenbreite nur
dreigesehossig gebaut werden,
wohingegen die Marktseite und
der Seitenflügel vier Stockwerke
erhalten haben. Wegen seiner
geringen Hofabmessungen (3,40
X 14,70 m) mulHe die Genehmi­
gung zu diesem Bau durch den
Bezirksausschuß erlangt werden.

Im K:cllcr befinden sich die
Waschküche und Wirtschafts.
keller, im Erdgesehoß ein großer
Geschäftsladen an der Marktseite
und eine kleine Wohnung nach
der Baderstraße von zwei Stuben
und Küche.

In den Obergeschossen ist je
eine Wohnung von fünf Zimmern,
Küche, Speisekammer, Bad und
Abort mit Wasserspulung, sowie
je eine kleine Wohnung von drei
Zimmern, Küche und Zubehör
enthalten. fLir jede der größeren
Wohnunge-n sind im Dachgeschoß
noch zwei Mädehenkammern vor.
gesehen: ferner ist ein geräu­
miger Trockenboden vorhanden.

Die Ansichten des Gebäudes
sind in neuzeitlichen Putzbau­
formen in Romanzement durch­
gebildet. Die turmartige Erkerab­
.declmng ist in I\upfer hergestellt.
Die Bildhauer bezw. Antragear­
beiten sind von der firma
Walter AdJer in Cottbus ausge­
führt würdell.
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gen ließe, und es sei dazu nur daran erinnert, daß die Aus­
schreibenden nie eine Gegenleistung für die sehr erheblichen
Kosten der Beschickung und Bearbeitung von Submissionen
gewähren, die bei einer mittelgroßen firma für das Jahr schon
viele Tausende von Mark betragen und daJ5 ferner auch aBe
£lndern Syndikate uud Kartelle Aufschläge auf die SeJbstkosten
und den regelrechten Verdienst machen.

Im Verfolg der neuen Verhand!un el1 wird sich ja nun er­
geben, ob die Vorinstanz der Anschauung des Reichsgerichts
beitritt. Es sei hier noch besonders darauf aufmerksam ge­
macht, daß das Reichsgericht das ganze Urteil aufgehoben hat,
soweit es zum Nachteil der Klägerin, d. n. also def Gebrüder
Haupt ergangen ist. Jedenfalls steht fest, daß auch in diesem
Prozesse ausdrückHch anerkannt ist, daß die Preisvereinbarung
und die Gewinnbeteiligung der ausfallenden Firmen auch dcn
Bauunternehmern zuzubilligen ist und daß die Ausschreibende
keinen Anspruch auf Kenntnis von Geschäftsgeheimnissen der
AnbieteT habe, daß also eine Preisvereinbarung nicht etwa un.
sittJich oder gar strafbar 1st.

Die ZurückweisunR der Klage an die Berufungsinstanz­
nur darum handelt es sich, wie noch einmal hervorgehoben
sein möge, nicht etwa um ein letztinstanzliches Urteil   und
die erneuten Verhandlungen können sich daher nur auf Neben­
fragen, die den Kernpunkt der Preisvercinbarung nicht mehr
ben1hren, beziehen, denn das Reichsgericht sagt ausdrücklich
in seinem Urteil, es solle in neuer Verhandlung festgestel1t
werden, inwlcw lt (etwa?!) das abgebene Mindestangebot den
zu ermitteJnden "an emessenen Preis" Übersteigt. Die Sach­
verständigen haben also das Wort!

Als letzte Entscheidung Über die Vereinbarungsfrage ist,
diesmal vom I. Zivilsenat des Reichsgerichtes, ein Urteil gefällt
worden, das sehr lehrreich ist, zumal es auf frühere Entschei­
dungen anderer Senate in gleichen Angelegenheiten Bezug nimmt.
Dcr vorstehende Prozeß ist al:'\o durch ein 1ctztinstanzliches
Urteil des Reichsgerichtes überholt "",orden, das zudem noch
hlar zu der frage der Strafbarkeit aus   270 des Preußischen
Strafgesetzbuches, betT. Abhaltung vom Bieten bei öffentlichen
Ausschreibungen, dahin Stellung nimmt, daß in einer gemein­
schaftlichen Festsetzung von Mindestpreisen und Höherange­
boten unter Geheimhaltung gegenüber den Ausschreibenden
weder ein Grund zur Nichtigkeit des betr. Vertrages, noch gar
eine strafbare Handlung zu erblicken ist.

Nachstehend möge das Urtei! folgen:
Im Namen des Reichs:

In Sachen des Unternehmers Fritz Reimer in Breslau, Be
klagten und Revisionsidäger . wider den Zivilingenieur R. M.
in Breslau, Kläger und Revisionsbeklagten . . , hat das Reichs­
gericbt auf die mündliche Verhandlung vom 7. März 1908 für
Recht erkannt:

Die gegen das Urteil des VI!. Zivil senats des Königlich
Preußischen Oberlandesgerichtes zu Breslau vom 6. Mai 1907
eingelegte Revis!on wird zurÜckgewiesen. Die Kosten der Re­
visionsinstanz werden dem Revisiol1skläger auferlegt.

VOll Rechts wegen.
Ta tbe s t a nd.

Die Parteien und andere Breslauer Bauunternehmer
schlossen sich durch schriftlichen Vertrag vom 17. März 1906
zusammen, um gemeinschaftlich eine Erhöhung der bei den
Verdingungen der Bres!auer Verwaltung Üblich gewordenen nie­
drigen Preise für Tiefbauarbeiten anzustreben. Zu diesem Zwecke
verpflichteten sie sich, Angebote Zll den in Rechnungsjahre 1906/
1907 vorkommenden Verdingungen nUr in der zwischen ihnen
von Fal! zu fall zu vereinbarenden Mindesthöhe abzugeben.
Jeder, dem Arbeit übertragen würde, soUte für die unberück­
sichtigt Bleibenden 5 v. H. der Schlußsumme zu Händen eines
der Beteiligten zahlen. Als Sicherheit für die Einhaltung die­
ser Verpflichtungen hatte jeder einen eignen Sichtwechsel über
5000  ,jt zu hinterlegen, der im Übertretungsfal1e nach Mehr
heitsbeschluß begeben werden durfte. Demgemäß wurde vom
Beklagten der Klageweehsel vom 20. März 1906 ausgestellt.

Im Auftrage der Mitverpflichteten des Beklagten erhob der
Kläger im Wechselprozeß Klage auf 5000 At mit 6 v. H. Zinsen
seit dem 28. August 1906, sowie 33,50 dft Wechselunkosten.
Der Beklagte bestritt, den Vertrag vom 17. März lQ06 verletzt
zu haben und machte eine Reihe anderer Einwendungen geltend>
für die Revisionsinstanz kommen nur die Behauptungen in Be
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tracht, daß der Vertrag wegen Verstoßes gegen die guten Sitten
und gegen S 270 des preußischen StGB. vorn 14. April 1851
nichtig sei. Aus dem letzteren Gesichtspunkte wies die I. Kam.
mer filr !iandelssacl1en des l(önigJichen Landgerichtes zu
Bres!au durch Urteil vom 12. Oktober t 906 die Klage ab.
Während des Berufungsverfahrens brachte der Beklagte noch
vor, über den Inhalt der Urkunde vom 17. März hinaus sei
vereinbart, daß neben demjenigen, der ais Mindestforde:rnder
aufzutreten hätte, alle übrigen bei den Vc;-dingungen Gebote
abgeben, die das Mindestgebot wenigstens 5 v. H. überstiegen.
Der Kläger bestritt, daß eine a!Jgemeine Abmachung dieser Art
getroffen sei; nur in ein zeinen fällen sei solches vereinbart.
Das Oberlandesgericht erkannte abändernd nach dem Kiagean­
tragc, indem es dem Beklagten die Ausführung seiner Rechte
vorbehielt

Der Bek1agte hat Revision eingelegt mit dem Antrage,
unter Aufhebung des angefochtenen UrteiJs die Berufung des
Klägers zu.rückzuweisen; von der Gegenseite ist um Zurück.
weisung der Revision gebeten.

E n tschei dun gsg rü nd t:.
Dei Revision muß der Erfo!g versagt werden.

1. Anlangend den   138 BGB., so hat das Oberlandes
gericht erwogen, Vereinigungen von Unternehmern, wie sie hier
in frage stehen, selen als berechtigte Betätigungen des Selbst.
erhaltungstriebes gegenüber dem sie bedrohenden Submissions,
wesen anzuerkennen. Zugleich dienten sie dem Interesse der
Gesamtheit, indem das gegenseitige durch öffentliche Sub­
missionen veraniaßte Unterbietcn ganze 1\lassen von Gewerbe­
treibenden gefährde und damit auch weitere Kreise in Mitleiden­
schaft ziehe. Anderseits erieide der Veranstalter eines Wett­
bewerbes durch solche Vereinbarungen keinen Schaden. Er
könne die Arbeit andern Unternehmern, die außerha!b ständen,
übertragen. Auch erteilten die Behörden erfahrungsgemäß nicht
immer dem billigsten Unternehmer den Zuschlag, denn sie
sagten sich selbst, daß bei aJlzu niedrigen Preisen die Arbeit
mangelhaft ausfailen mlisse oder die Existenz; und damit die
Arbdtsausführung gefährdet würden> Beachte man dieses, so
kämen die Vereinigungen dem wahren Interesse des Ausschrei­
benden sogar entgegen. Auch den Bres!auer Verwaltungen
habe es frei gestanden, di  Angemessenhelt der Gebote zu
prüfen und danach ihre Entscheidung Liber den Zuschlag zu
treffen. Der Beklagte selbst habe vorgdragen, dal5 der J\'lagi­
strat, wenn ihm nicht zusagende Preise gestellt würden, die
Arbeiten in eigne!' Regie ausführe. Daher sei es auch gleich­
gültig, ob verejnbart sei, daß die niedrigste Offerte mit 5 v. H
überboten werden mÜsse. Solange nicht eine Vereinigung den
Zweck verfolge, durch Zusammensch!uß sämtlicher Untel neh.
mer den Arbeitgeber zur Bewilligung unangemessener hoher
Preise zu zwingen, könne man von einern Verstoß gegen die
guten Sitten nicht sprechen. Daß aber die Breslauer Mindest­
gebote jemals die Grenze der Angemessenheit überschriften
hätten, sei vom Beklagten nicht dargelegt.

Die Revision erhebt die RÜge, das ßerufLmgsgericht wür.
dige nicht genüg 'nd, daß die Kontrahenten vom 17> ,1\1ärz 1906
ihre Angebote ohne Rüc!<sicht auf ihr wirkliches Geschäfts­
interesse abgeben sollten, nur um den Anschein zu erwl:ckc:i,
daß das Mindestgebot im Vergleich zn ihren Geboten für den
Ausschreiber der Submjssion immer noch das gÜnstigste :5ei.
Dadurch habe das Urteil des Ausschreibers beeinflußt und die
Ermittlung der günstigsten und wgleich reellsten Angebote er­
schwert werden mLissen. Sowohl das Ziel, als das dabei ange
\vandte Mittel der Täuschung verletzte die guten Sitten.

Dcr Angriff der Revision erscheint nicht begründet. Seit­
dem es in Staat und Gemeinde üblich gew"orden ist, Arbeiten
auf Grund VOr1 Ausschreibungen an den Mindcstfordernden zn
vergeben, bildet die dadurch entfesselte schrankenlose K.on
kurrenz durch unreelle Unterbietungen eine s(;hwerc Gefahr
für den I-Iandwerkerstand. Vereinbarungen von Unternehmern,
die bezwecken, die Gefahr zu bekämpfen und angemessene
Preise aufrechtzuerhalten, sind grundsätzlich als zulässig anzu­
sehen> Sie sind so wenig gegen die guten Sitten, daß sie
vom Standpunkt einer gesunden WirtschaftspoHtik im Gegen
teil Bi11igung verdier-<en, Natürlich ist damit nicht gesagt, df.ß
schon um dieses Zieles willen jede beliebige Abmachung vor
einer Beanstandung aus g 138 BGB. geschützt wäre. Die
Priifung des EinzelfaHes bleibt maßgebend. 1111 vorliegenden

(fortsdwng S(1(\:;O 11:\2.)



-160­

.. 6j. , ,. - ,
-----r---.; -Fr

.  '" '" '1 i
.;

,'"
J

"'0/

1"" ," _  u:>
j i

". ,
, .,L _ '___n__ n---n--r'

..,> t

1 ,.  ";1
e% s'" ti1

-* 1

I
&1

" I
1:.'

'5
Q

0;.
f­
c:C

o
o

v

f5
-<'

o
o

I
ü
o
o
o

(.
.)
(.

(.
.)
(.
.)
(.
.)
(.
.)
(.
.)
(.
.)
(.

(.

0
0

J
0

,.;

0
0

tt
glD
'"tc::::

I'J
t!J

0
0

. .
:( g:0
"0

o
o
g
:C

:<:

z:

o'"
.5
o
:;

,.
g

"
C

i:'"
o

;;:

g2]



- 161 --­

)i '  ) I
.5

0    I.5 D. I"  II
E­

a;

D. I
"

I
;;: V I
0

0 D.(. I!(. I I(. I ,
,

D. I

(. D. I
7­

(.(. ­(. e.(..) D.li0 I
0g I !jlThiED.
:;:

i.  \
[!

0 D.;
'/i

.:  J
.
:;

!J
C)"
=

0 II  I
.=I



--- 162 ­
Fa!! ist 3ber nichts erkennbar, \vas als sittlich anstößig er­
achtet werden I(ölmte. Die Festsetzung von Mindestgeboten
mit der Abrede , daß die übrigen Teilnehmer das Mindestgebot
Überbiete!1 müssen, gehört zu dem selbstverständ!ichen Teil
solcher Vereinbarungen. Auch die Geheimhaltung ist selbst­
verständlich, und auch durch sie werden keine berechtigten
Interessen ver!e zt. Die Behörde, die einen Wettbewerb ver­
ansta!tet, hat keincn J\nspruch darauf, Geschitftsgeheirnnisse
der Unternehmcr oder die für die Stellung der Offerten be­
stimmenden Umst lnde zu erfahren. Es bleibt ihr überlassen,
die Offerten auf ihre Angemessenheit zu prüfen. Auf eine
Täuschung ist es dabei nicht notwendig abgesehen, und wenn
\virkHch einmal ein Beamter durch solche Geheimreden irrege­
fÜhrt werden sollte, so hat er es seiner eignen schuldhattctJ
Unkenntnis der wirtschaftlichen Verhältnisse 7uzuschreiben.

Mit dieser Beurteilung tritt der Senat nicht in Widerspruch
mit dem Urteil des VII. Zivilsenats vom 8. Novcmber 1907,
Rep, VII 51/07. Dort hatte eine Privatperson acht bestimmte
Unternehmer aufgefordert, Offerten für einen Speicherbau ein­
zureichen und dabei erklärt, das Mindestgebot solle berück­
sichtigt werden. Die Unternehmer I(amen in einer geheimen
Versammlung übereJn, daß, während die <1ngemessene Yer
gütung für den Bau ungefähr 160000 dft betrug, 180000 vii
als Mindestpreis von einem von ihnen gefol dert würden; die sie
ben andern ,,,oHten darüber hinaus bieten; nachdem der er­
\..vähHe Mindestfordernde mIt der Arbeit beauftragt sein würde,
hatte er jedem der Übrigen 3000 Jt auszuzahlen. Diese Ver­
barung mußte nach   138 BGB. reprobiert (mißbilligt) werden.
Sie unterscheidet skh aber von der hier vor1ie cnden in
wesentlichen Pun!Üen. Abgesehen davon, daß dort die Auf
forderUt1g von einer Privatperson ausging lind an bestimmte
U!lternchmer gerichtet war, haben die ßresbucr Behörden bei
deI] VOll ihnen veranstalteten öffentJichen Ausschreibungen
durchaus nicht erklärt, sich auf das Mindcstgebot festlegen zu
wa1!en. Der Berufungsrichter bezeichnet es als gerichts bekannt,
daß in richtiger Würdigung der Verhältnisse mitunter auch
einem höheren Gebote der Zuschlag; erteilt werde, wen es nach
der Gesamtheit der in ßetracht zu ziehenden Umstände das
Vorteilhaftere sei. Ferner ist nicht festgestellt, daß die \'erab
redeten Gebott: Über die Grenzen der Angemessenheit hinaus
gegangen waren. Danach liegt nichts dafür vor, daß nicht auch
diejenigen Teilnehmer der Vereinbarung vom 17. März 1906,
die höher bieten sollten als das Mindestgebot, ihre Offerte als
ernstgemeinte abgegeben haben. Vergr. auch das Urteil des
111. Zivilsenats vom 24. November 1903, Rep. 111. 221/03.

2. Des \veiteren hat der Beklagte versucht, die Nichtig­
keit des Vertrages vom 17. März 1906 aus 8GB. 9 134 ver­
bunden mit s: 270 des preußischen StGB. vom 14. Apri! 185"J
herzuleiten Nach diesem Paragraphen wird bestraft, wer
andere vom Mitbieten oder Weiterbietcn bei den von öffent­
lichen Behörden oder Beamten vorgenommenen Versteigerungen,
dieselbcn mögen Verkäufe, Verpachtungen, Lieferungen, Unter
nchmnngen oder Geschäfte irgendeiner Art betreffen, durch Ge­
wa1t oder Drohung oder durch Zusicherung oder Gewährung
eines Vorteils abhält.

Nun ist die fürtgeltung des S 270 in feststehender Recht
sprechung des Reichsgerichts anerkannt I:s erscheint auch
1mbedenkJich, die Bestimmungen auf Submissionen miizube­
ziehen. (Vergl. R.-G,-Entsch. in Zivils. Bd. 35, S. 392; preuß_
!\al11merg, }ahrb, 336, S, 92: Oppenhoff, preuß, SlGB" 6, Aufl.,
9 270, Anm. 4; Groschuff, preußisches Si. G., 2. Auflage,
No. 70, Anm. 3.) Aber durch den Beschluß der vereinigten
Zh,ilsenate des Reichsgerichts vom 17. l"vlärz 1905 (Entsch. in
Zivils., Bd. 60, 5. 273) ist ausgesprochen, daß Nichtigkeit des
Vertrages info1ge Vergehens gegen @ 270 nicht eintritt, da nur
dIe Tätigkeit des von der Versteigefllng Abhaltenden verboten
ist , während nach 9 134 BGB. das Rechtsgeschäft als solches
durch das Verbot betroffen sein müßte. Daher hat das Be
rufungsgcricht unter Hinweis auf den P!enarbeschlul1 den Ein
wand verworfen, Was die Revision dagegen vorbringt, beruht
auf Mißverständn!s. Sie meint, das Reichsgericht habe nur
den Fall behandelt) wenn ledig!ich einer der I\ontrahenten den
andcrn von der Versteigerung abhält j nach der Vereinbarung
vom 17. März 1906 hielten sich alle wechselseitig ab. Aber
de'r P1enarbesch!uß läßt deutlich t:rkennen, daß ein Verstoß
gegen @ 270 den Vertrag in keinem falle nichtig machen
I(ann, weil die Einseitigkeit der Verbotsüberlretung zum Tatbe

stande der Strafbestimmung gehört. Im Sinne dieser Bestim­
mung ist eine wechselseitige Abhaltung von einer Versteige
rung nieht denkbar. Vereinbaren die Vertragsteile, an der Ver­
steigerung nicht teilzunehmen, so liegt ein Abhalten, so wie es
der @ 270 versteht, liberhaupt nicht vor (VgI Urteil des I.
Strafsenats vom 10. Dezember 1888, Rechtspr. des RG. in
Strafs. Bd. 10, S. 714; Urteil des VII. Zivilsenats vom 29. Jan.
1907, Jur. Woche S. 201, Nr. 5.) Hierzu kommt, daß eine
Beteiligung an den Submissionen keinem der J\ontrahenten vom
17. März 1906 verwehrt sein sollte. Nur eine bestimmte 1\1in­
desthöhe wurde für die Gebote vorgeschrieben. Wären die
Angebote fingiert gewesen, die sch1echthin keine Aussicht auf
Reriieksichtigung gehabt hätten, so ließe sich zweifeln, ob der
Z\vang zum Höherbieten trotz der Unzulässigkeit analoger An­
wendung von Strafgesetzen, nicht einem Abhalten von der
Versteigerung gleichgestellt werden müßte. Aber es ist bereits
ausgeführt, daß dieser rall hicr nieht gegeben ist. l'(cin Unter'
nehmer war gewiß, daj  Cf nicht trotz des höheren Gebotes
den Zuschlag erhalten würde. Auch aus diesem Grunde kann
von einem Abhalten keine Rede sein.

Die Revision war hiernach zurückzuweisen und über die
Kosten nach S 97, Abs. I, ZPO. zu erkennen.
gez. Dr. Plank, Dr. Hagens, Dr. von Sprecher, Dr. Düringer ,

Berendes, Burlage, Dr. Mansfeld.
Das Urteil ist in der öffentlichen Sitzung vom 7. lvlärz

1908 verkündet und in das am 26. März 1908 ausgehändigte
Verzeichnis eingetragen.

gez. Borchard, Gerichtschreiber.
Abgcsehen davon, daß die firma Lehr durchaus nicht bei

der Ausschreibung ausgesprochen hatte, sie wolle dem Min,
dcstfordernden den Zuschlag erteilen, sondern dies erst im
Proz;eß Gebr, Haupt gegen sie behauptete und daher ein Irr­
tum des Reichsgerichts im letzten Prozeß bezüglich der Wür­
digung des Falles der Gebr. Haupt vorliegt) tut ganz beson
ders gerade dieser Prozeß noch entschiedener als die anderen,
welche das Reichsgericht beschäftigt haben - dar, daß grund
sätzlich auch den Bauunternehmern, wie andere Ge\..verben, die
Kartel1bildung zum Zwecke der Preishaltung in angemessenen
Grenzen gestattet ist und daß ihnen zugcbilJigt wurde, die tür
ihr Ge\verbe passende form zu wählen.

Es wäre aber ein Irrtum, anzunehmen, daß das Reichsge­
richt etwa nur bei den öffentlichen Ausschreibungen eine Preis­
vereinbarung als zulässig erachtet. Die Bezeichnung "öffent,
liche Ausschreibung« ist offensichtlich als Gegensatz zu "frei­
händige Vergebung" gewählt worden, denn schon im ersten
derartigen Prozesse (dem bekannten falle L. wider W., Urteil
des 111. Zivilsenats vom 24. November 1903), wurde ein Fall
sogenannter "beschränkter Submission" im der Gültigkeit
günstIgen Sinne entschieden.

Ganz entschicden wlirde nun ein Widerspruch darin liegen,
aus dem Grunde eine Vereinbarung Hir unzulässig anzusehen j
weil die Ausschreibende bei beschränkten Submissionen dic
Unterlagen für die Subniission an von Ihr wili1(ürlich gewählte
Unternehmer sendet, während sie bei öffentlichen Submissionen
ebenso willkürlich die Unterlagen jedem zur VerfÜgung steHt.

Die vom Reichsgericht in allen derartigen Prozessen ge
billigte Auffassung, daß es  estattct, ja sogar volkswirtsehaft
lieh richtig sei, das Untcrbietungsverfahren durch Zusammen
schluß der Beteiligten mögJichst unschädlich zu machen I würde
sonst einfach dadurch unwirksam gemacht werden, daß die
Ausschreibenden nUr beschränkte Submissionen zu veranstalten
brauchten, um Schleuderpreise zu erzielen.

.Es sei dies ausdrücklich hier hervorgehoben, weil es mög­
lich wäre, daß eine derart widerspruchsvolle Auffassung sonst
Platz greifen könnte.

Die Preisvereinbarung zwischen Bauunternehmern ist also
an sich zusJässig, sie wird aJlerdings von derjenigen bekannter
anderer Produktionszweige insofern abweichen, als hier nur
von fall zu fall wegen der Eigenart der Verhältnisse die Preise
sowie die Gcwinnbeteil!gung bestimmt werden l önnen, weil
jede Untc!'I1chmung ihre Besonderheiten hat, so daß eine Preis­
festsetzung im vorhinein auch nur auf kurze Zeit im voraus,
nicht mögJich ist, da jeder neue Bau gewöhnlich auch neue
El'fordernisse bringt, die von den vorhergehenden abweichen.

Allerdings gehört zu einer solchen Vereinbarung zwischen
den Unternehmern) daß dieselbe in ihren Einzelheiten, welche
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am besten schrifrlich festzulegen sind, nicht etwa gegen !n den
genaoJ1ten Prozessen nicht berührte ßestimmufigen des Zivll­
bezw. Strafrechts, oder gegen die gewöhnlichen Gepflogenheiten
des Vertragsverkehrs verstößt und somit aus Gründen anfecht­
bar wird, die eigentlich mit dem Wesen der Preisvereinbarung
an sich nichts zu tun haben.

Weiter sind fehler zu vermeiden, die das Ganze geHihr­
den, und aufs dringendste ist anzuempfeh1en, die Preise nicht
nach dem Beispie!e von andern Syndikaten, die eine Monopol­
steIlung innehaben, ins Unangemessene zu steigern, sondern
sich in wirklich vernünftigen Grenzen zu halten, damit nicht
eine an sich gesunde Bewegung, die bei genügender Auf­
klärungsarbeit wohl in nicht zu ferner Zeit Verständnis, wenn
nicht gar Unterstützung auch bei der Al1gemeinheit finden
dürfte, durch !1uswüchse oder durch Mißbrauch seitens ein,
zelner Profitgieriger in Verruf gerät und zu bedauerHchen Ge,
genströmungen führt.

Auch hier sei VOr aUen Übertreibungen gewarnt, damit
nicht, wie bei den Syndikaten und T:usts in Amerika, ja auch
SChOll in Deutschland z, B. Kohlensyndikat, der Ruf der All­
gemeinheit nach Staatsabhilfe erschaUt.

Angemessene Preise ein modus vlvendl auch für die Bau­
unternehmer, allein das soll und darf das Ziel sein.

to?;<  i)

Kapelle in Loschwitz bei Dresden.
Zeichnung von Architc1d M a x S t ein m ü I 1 e r in Magdeburg.

(Siehe die Bildbeilage).

L OSChWitz ist ein durch seine landschaftlich hervorragendeLage "veit bekannter Ort, 5 km oberhalb Dresdens am
rechten Elbufer und am Loschwitzcr Grunde gelegen und durch
eine Brücke mit dem gegenüberliegenden Orte Blasewitz ver'
bunden. Schil!er schrieb daselbst während seines Aufenthaltes
vom September 1785 bis JUli 1787 am Don Karlos.

Die hier abgebildete reizende KapeJ1e in Loschwitz ist eine
von jenen Schöpfungen alter Meister, an denen man sich zu
jeder Zeit erfreuen und erbauen wird. Der Architekt dieses
Bauwerkes ist kein anderer als der geniale Erbauer der be­
kannten Frauenkirche in Dresden, der Baumeister Georg Bähr,
der 1666 zu Fürstenwalde geboren wurde und 1738 als Rats
zjmmermeister in Dresden gestorben ist.li lJ li

Verschiedenes.
Für die Praxis.

Einrichtung zum Schlagen von Pflastersteinen. Das
D. R.-P. Ne 201815 (H. Eckcrt in Ruhmannsfclden, Nieder'
bayern) hat eine Einrichtung zum Schlagen von Pflastersteinen
zum Gegenstand, mit der in möglichst kurzer Zeit eine große
Menge von Steinen von bestimmten Abmessungen hergestellt
werden können. Bei den bekannten Einrichtungen kann durch
einen Schlag des Hammers nur je ein Stein gew.onnen werden,
und es lassen sjch ferner Steine von bestimmten Abmessungen des,
halb nicht erzielen, weil der Arbeiter, der das unmittelbar dem
SchJagc ausgesetzte Werkstück hält, dieses lediglich sich nach
dem AugenmaJk atd einem Messer einsteHt. Diese Mängel
so1len nach vorliegendem Patent dadurch beseitigt werden, daß
eine Reihe von ein unteres l111d ein oberes Spaltmesser tragen,
der Werkrahmen nebeneinander verstellbar angeordnet sind und
oberhalb der Rahmen eine fahrbare Schlagvorrichtung <mge,
bracht ist, mit welcher nacheinander Schläge auf das obere
auf dem Werkstück aufliegende Messer eines jeden Werkrahmensausgeübt werden kann. -- a.

Verbands-. Vereins- usw. Angelegenheiten.
Zusammenschluß der Arbeitgeberverbände macht

weitere fortschritte. Vor kurzem hat der Arbeitgeberbund für
das Baugewerbe aussichtsvolle Schritte getan, um sich mit dem
Verbande der Tiefbauunternehner zu vereinigen. Der Verband
der Malergewerbe in Rheinland,Westfalen will mit dem dorti
gen Arbeitgeberverbande für das Baugewerbe in ein Kartel1ver
hältnis treten, wie das bereits seitens des Hauptverbandes der
Arbeitgeber im MaJergewerbe im allgemeinen geschehen ist.
Auch in anderen Untemehmerorganisationen hat sich die Not­
wendigkeit einer engeren Verbindung unter einander fühlbar

gemacht, und die Foige davon ist eme wachsende Zentrali
sierung, eine zunehmende Kräftigung der zur Abwehr sozial,
demokratischer Machtproben erforderlichen Rüstung.

Bund deutscher Zivilingeuieure. In Hannover wurde
am 28. März ein Bund deutscher Zivilingenieure gegründet,
der sich die Wahrung der Interessen selbständiger, insbeson,
dere beratender, Ingenieure und die Hebung des Standes zur
Aufgabe gemacht hat. Es waren Hei':"en aus a!!er: Teilen
Deutschlands anwesend.

Rechtswesen.
rd. Übergroßer Wasserreichtum als Mangel einer

Bauparzel1e. (Aufhebung eines Kaufvertrages). Kläger hatte
von den Beklagten eine ßausteJJe gekauft. Bei Vornahme der
Ausschachtungen stellte es sIch heraus, daß das Grundstuck
übermäßig wasserhaltig sei, so daJ1 dIe Bebaubarkeit der Par­
ze1Ie dadurch erheblich beeinflußt wurde und zum mindesten
ein tcures Bauen in Aussicht stand. Der Käufer strengte dk
her gegen den Verkäufer eine Klage an, die er  uf   459 des
Bürger!. GesetLb. stützte, wonach der Verkäufer dem Käufer
einer Sache dafür haftet, daß sie 7;ur Zeit des Gefahrenüber
ganges nicht mit Fehlern behaftet ist, die ihren Wert aufheben
oder mindern. Ein als Sachverständiger vernommener Baurat
gab sein Gutachten dahin ab, es handle sich nicht um Grund
wasser, wie der Kläger meine, sondern um Druck, oder Sch\.vitz­
wasser aus atmosphärischen Niederschlägen, das in den diluvialen
Lehmab!agerungen der fraglichen Gegend nicht gleichmäßig
verteilt sei, sondern sIe in einzelnen Adern durchziehe. Vor­
handensein lind Verlauf solcher Adeftl lieEen sich aber nicht
vermuten oder berechnen. Es könne daher nicht mit Bestimmt­
heit gesagt werden, der K!äger habe die Wasserverhältnisse
des fraglichen Grundstückes gekannt. Auf Grund dieses Gut.
achtens war das Oberlandesgericht zur Abweisung der Klage
gelangt, indessen ist dieses Erkenntnis vom Reichsgericht auf­
gehoben worden. Zweifellos verkennt der Vorderrfchter - so
wird tu den Gründen ausgeführt - den Begriff der Eigen­
schaft einer Sache, Wenn das von ihm nach Herkunft und
Verbleib beschriebene Druckwasser auf einem Grundstück unt r
den dafür mahgcbendcn Umständen regelmäßig auftritt und da­
dmch die Verwendbarkeit des Grundstücks, insbesondere die,
jeniRe zu Bauzwecken, becinf!ußt, so be rÜndet das eine diesem
Grundstück eigene besondere Beschaffenheit, eine Eigenschaft
desselben. Es kommt aber nicht einmal darauf an, ob das
Fehlen vaTI Druckwasser im Sinne des S 459 als zugesicherte
Eigenschaft der Kaufsache aufgefaßt werden durfte, denn hier
handelt es sich um den Vorwurf, daß der Beklagte dem Kläger
das Vorhandensein von Wasser in einer die Bebauung des
GrundstÜcks hinder!!chen Höhe, also einen Fehler des Grund
stücks, arglistig verschwiegen hat. - Der 1\.1äger hat auch be
hauptet, daß dem Beklagten die Übergroße feuchtigkeit des
fraglichen GrundstUcks sehr wohl, und zwar aus dem Umstand
bekannt war, daß das Nachbarterrain sehr wasserre ch war.
Wäre dies richtig, so war der Beklagte zu der Annahme ver,
pfliehtet, daß der Wasserreichtum sich auf sein Grundstück
ausdehnte und er hätte bei dieser Sachlage gegen Treu und
Glauben im Verkehr verstoßen, wenn er dem Kläger eine Tat­
sache verschwieg, die für ihn LU wissen not\\ endig war, und
die gegebenenfalls von bestimmendem Einfluß auf seinen Cn[­
schluß, das fragliche Grundstück zu kaufen, sein mußte. (J::nt
scheidung des Reichsgerichts vom 5. Dezcmber 1908),

Büc!Jerscbau.
Kostenvoranschläge für das Baugewerbe. FÜr die Praxis

und den Unterricht an technischen Lehranstalten. Be­
arbeitet von Architekt (8, D, A.) f:m i I Be u t i 11 ger,
Assistent an der technIschen Hochschule Darmstadt.
Darmstadt 1909, Vellags-Anstalt A!exander Koch, rd. 200
Seiten Reichskanzlciformat, dauerhaft in LeInen gebunden,
Preis 8,- dt. - Die tinzetformulare sind auch beson­
ders zum Preise 0,20  Jt (bei mindestens 10 StÜck) zu
beziehen.

Dieses neue Werk des Ullseren Lesern durch mehrere
Bauentwürfe (Beutinger lind Steiner. Ostd. Bztg. ! 908 Nr. 76,
88, 92 und 94) schon bestens bekannten Architekten ste!ll sicb
als zweiter Teil eines hiermit abgeschlossenen, umfassenden
Werkes über Veranschlagen von Bauausführungen dar, dessen
erster Teil "Arbeitsverträge für das Baugewerbe" berdts in
der 3. Auflage vorliegt und allseits sehr gÜnstige Aui'nahme
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gefunden hat (Vergl. Ostd. ßztg. 1907, Seite 275). Die ein­
zelnen !\ostenanscbJagsbeschreibungen umfassen alle bei Bau­
ausführungen vorkommenden Arbeiten, sowohl des Rohbaues
und des inneren Ausbaues, wie der Wasselversorgungs'j Heizungs­
und sonstigen Einrichtullgsan!agen. 11\ Form und Inhalt ganz
den BedÜrfnissen der Praxis angcpaJH wird sich dieses Werk
wohl sehr baJd auf dem Arbeitstiseh des praktischen Baufach
man11S eingebürgert haben und als wertvol1es j-Iilfsmitte! fÜr
de!l Unterricht an technischen Schulen Verwendung finden.
It1acht Linoleum einen warmen Fußboden? Untersuch­

ungen über das Wärmeleitungsvermögen des Linoleums
als Fußbodenbelag im Vergleich zu Ho!z- IJnd cstrichfug­
böden. Von Prof. Df. W. Hoffman n, Stabsarzt in tlcrlin.
Sonderabdruck aUS "Archiv für Hygiene", Verlag von
R. Oldenbollrg in München. 01Ü. 45 S. Preis 1, - .At.

Der Verfasser legt hierin seine umfangreichen Gntersueh­
ungen dar, die er in vorstehendem Sinne anRestellt hat und die bei
der ausgedehnten Vefbreitun  und vie!seitigen Verwendung des
Lino!eums auch aJ!ger11eine Bedeutung in Anspruch nehmen
dürften. Der Nachweis seines guten Wärmeleitungsvermögens
wird fnr die Art und Weise der Verwendung nicht ohne Ein­
fluß sein.

Bürgerliche Hochbaukunde und Baupolizei. Teil I:
Grundrißausbiid ung des Wohnhauses un cl anderer öffentli chel'
Gebäudeanlagen. Bealbeitet von A. von Pannewitz, Re­
gferungsbaumcister und Professor, Ober!ehrer an der König].
ßaugewerkschule Görlitz. Dt':geners Leitfaden für Bau
gewerksehule LInd verwandte Lehranstalten. XXII. Leip
zig 1909 Verlag von A. H. Ludwig Degener. Okt. 97 S.
Preis 1,40 .At.

Das vorliegende Heft wil! das Facb "Hochbaukunde" in
Degencrs LeiWidensamm!ung vertreten und behandelt den ent­
sprechenden Lehrstoff nach den neuen Vorschriften für preu
ßische Baugewerkschu!en. Es enthält !(eine Abbildungen son
dem bespricht !ediglicl1 die Gru11dsätze und Verhältnisse, welche
bei der Grundrjßanordnung, der fillrichtung und dem Ausbau
der verschiedenen Wohnhausarten, sowie auch Geschäftshäusern
und kleinen öffentlichen Geb1.tuden in Betracht kommen. Bei
seiner Bestimmung als Leitfaden in der Hand der Schüler wiire
eine knappere Form der Darstellung und auch eiBe sorgfiilUge
Vermeidung sprachjogiseher Unklarheiten wohl erwünscht ­
"Dem Schüler nur V01Jkommencs;"
Deutsche Konkurrenzen, herausgegeben von Professor Neu­

meister in Karlsruhe, verlcgt bei Seemann in Leipzig.
Nr. 272. GeseJischaftshaus für Bann. 1 0 Wettbewerbs
arbeiten auf .10 Tafeln nebst Text.

Geschaftlichas.
fortschritt in der Hohlbiockfabrikation. Die Hohl­

blockfabrikation hat den Zeitabschnitt der Fntwickelung,
welchl;:r der Untersuchung der Materia!ien und ihrer zweck­
mäßigen VerbindUllg galt, um dem Erzeugnis die uncin
geschränkte VertrauenswÜrdigkeit und die wohlverdiente cxistenz
auf dem Markte zu sichern, längst hinter sich. Die Gegen
wart arbeitet am Ausbau und der Vervollkommnung der zur
Erzeugung bcnötigttn Maschinen, die eine einfache, billige und
zugleich bequeme Fabrikation ermöglichen.

Abb. 1.

Die bisher bekannten Formmaschinen zur HersteJluna von
Hohlbl6cken, gleichviel ob Seitcnverblend- oder Bodenverblend­
maschinen, unterscheiden sich nach ihrem konstrulÜiven Bau
und dem dadurch gegebenen Arbeitsvorgang im wesentlichen
in zwei Gruppen.

Bei der ersten Art befindet sich die Form zur Aufnahme
der Speise in bequemer Arbeitshöhe. Das Stampen der Blöcke
ist dadurch sehr leicht. Dagegen ist das Absetzen der ge­
stampften B!öcke von der Maschine nicht gerade wirtschaftlich
und bequem, Die Blöcke erreichen bei einer Abmessung von
nur 12 vern1auerten Steinen schon das Gewicht von 50 kg.
Da sie abgetragen werden müssen, eine Last von 50 kg aber
als Dauer!eistung für einen Mann zu bach ist, so werden zum
Absetzen in der Regel zwei Arbeiter notwendig. Das verteuert
die Fabrikation. ,

(k;

Abb. 2.

Die zweite Art der Maschinen sieht die form zur Auf­
nahme der Speise am Boden vor. Die Blöcke brauchen,;also
nicht abgetragen werden, weil das Stampfen auf dem Boden
erfolgen kann. Die dadurch bedingte, ungünstige Arbeitsste!h.1.11g
des Mannes aber, der alle Hantierungen knieend oder mit tief­
gebeugtem Rucken auszuführcn fmt, erscheint durch den höheren
Lohnanspruch in der Kalkulatioi1 des Betriebes ebenfaJls als
ein verteuernder faktor.

Die Leipziger Zemenlindustrie Dr. Gaspary & Co., Mark­
ranstädt bel LeipLig hat durch seine Hohlblockmaschil1e "Phönix"
die Möglichkeit einer einfachen, bequemen und zugleich wirt
schaft/ich billigeren Arbeitsweise geschaffen.

Abb. J.

Der Hohlblock wird an beliebigem Orte, z. B, an der Zu
bereitungsstelle dcr Speise in der form der fahrbaren Hohl­
blockmaschinc Phönix gestampft (Abb. 1) und dar.n in der
Form zum I\bsetzplatz gefabren. Hier wird die form im
rechten Winkel gel<ippt (Abb. 2). Nach dem Öffnen der beiden
Hebel wird die Form vom Blocke weggefahren (Abb. 3) und
dadurch der Block direkt auf den Boden abgesetzt. Der
Transport der Blöcke vom AbsetzpJatz zum Stapelplatz erfolgt
ebenfalls in entsprechend konstruierter I\arre. Die Last des
Blockes spielt also fÜr den Arbeiter gar keine Rone. Die
Arbeitsstel1ung bleibt jederzeit eine bequeme. Zum Vorzuge
der einfachen und bequemen Bedienu.ng, die durch einen ein­
zigen Mann erfolgt, h:ommt noch der webentliehe Vorteil hin.
zu, daß durch die neue Phönixmaschine an Stelle von 12
Steine großen B!öcl(en solche mit einem 'Rauminhalt von 16
vermauerten Steinen fabriziert werden können.

Einladung zur Mitarbeit.
Angebote von gut durchgearbeiteten Zeichnungen oder Feder.

strichpausen und Photographien aus allen Gebieten des Bauwesens
elche sich z r Wiedergabe !m fachlichen Teile dieser Zeitschrift eignen:
sind stets erwunscht, desgleichen von Aufsätzen iJber b<!.ufachliche An
:;)elegenheiten aller Art, insbesondere über Ausführung und Durchbildungeinzelner Bauteile.

Verguturlgsansprüche sind bei Einsendung der Arbeiten anzu
geben. Zeichnungen und Abbildungen werden nach ihrer Verwendung
uflbeschadlgt zuriJckgeliefert.

Die Schriftleitung der ..Ostdeutschen Bau-Zeitung"
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Kapelle in Loschwitz bei Dresden. 0 o Zeichnung von Architekt J't1ax Steinmüller in i\lagdcbur .
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